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Vorlage-Nr.: 184/2021 

Bearbeitung: FB 7 - Fr. 

Oesterreicher 

Datum: 12.07.2021 

 

Sitzungsvorlage 

 

 

 

Gremium: Gemeinderat 

Am: 15.07.2021 

 

 

Betreff: 

Verabschiedung des 1. Nachtragshaushaltsplans 2021 der Stadt Kornwestheim 

 

Anlage(n): 

Mitzeichnung 

Anlage 1: 1. Nachtragshaushaltssatzung 2021  

 

Beschlussvorschlag: 

1. Die 1. Nachtragshaushaltssatzung der Stadt Kornwestheim für das Haushaltsjahr 2021 

zu beschließen (Anlage 1). 

2. Dem 1. Nachtrag zum Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs Ravensburger Kinderwelt 

Kornwestheim für das Wirtschaftsjahr 2021 zuzustimmen. 

3. Dem 1. Nachtrag zum Wirtschaftsplan des Eigenbetriebs Das K - Kultur- und 

Kongresszentrum Kornwestheim für die Wirtschaftsjahre 2021 zuzustimmen. 

 

Beratungsfolge: 

Vorlage an zur  Sitzungsart Sitzungsdatum Beschluss 

Gemeinderat Verabschiedung öffentlich 15.07.2021  

 

Haushaltsrechtliche Deckung 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

Entfällt 

 

   

 

Deckungsvorschlag: 

 

Entfällt 
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Sachdarstellung und Begründung: 

 

Nach der Vorlage des Entwurfs des 1. Nachtragshaushaltsplans 2021 der Stadt 

Kornwestheim im Gemeinderat am 24.06.2021 hat sich noch eine Änderung ergeben. Es 

wird für die Komplettsanierung des 2. und 3. OG Villeneuvestraße 92 ein Betrag von 

1.000.000 EUR nachgemeldet auf Haushaltsstelle 11240200 – 4211000, Kostenstelle 

061604. Die Flüchtlingsunterkunft muss dringend saniert werden. Deshalb wird die 

Sanierung um ein Jahr vorgezogen. Die Mittel  gelten im Jahresabschluss als übertragbar. 

Der Ansatz wird mit einem Sperrvermerk versehen, siehe Satzung in der Anlage 1. 

 

Die Auswirkungen des 1. Nachtragshaushaltsplans 2021 auf den Haushalt 2021 der Stadt 

Kornwestheim stellen sich wie folgt dar:  

 

Im Ergebnishaushalt wird das bisher ausgewiesene ordentliche Ergebnis von 

– 6.601.300 EUR auf – 13.578.400 EUR absinken. Der Ergebnishaushalt würde sich durch 

den Nachtrag im ordentlichen Ergebnis um – 6.977.100 EUR verschlechtern. 

Ausschlaggebend hierfür sind insbesondere die hohen Corona-bedingten Ertragsausfälle 

bei Benutzungsgebühren und ähnlichen Entgelten in Höhe von – 1,3 Mio. EUR und die 

Reduzierung des Einkommensteueranteils aufgrund der Steuerschätzung von – 2.375 

TEUR. Auf der Seite der Aufwendungen sind vor allem höhere Gebäudeunterhaltungskosten 

(+ 1.517 TEUR, darunter 1 Mio. EUR für die Komplettsanierung des 2. und 3. OG 

Villeneuvestraße 92), sowie höhere Transferaufwendungen (+ 481 TEUR) zu verzeichnen.  
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Beim außerordentlichen Ergebnis kommt es zu keinen Veränderungen, sodass sich das 

Gesamtergebnis von – 5.051.300 EUR auf – 12.028.400 EUR verschlechtern würde. 

 

 

 
 

 

a) Im Finanzhaushalt würde der bisher vorgesehene Finanzierungsmittelbedarf 

(Rd.Nr. 32) von – 14.016.600 EUR auf – 26.807.800 EUR erhöht werden. 

Im Wesentlichen beruht diese Verschlechterung um -12.791.200 EUR auf dem 

Zahlungsmittelbedarf des Ergebnishaushalts von 12.571.600 EUR, bei dem auch die 

Auszahlung der Gewerbesteuerverzinsung an die EnBW in Höhe von 5.595 TEUR 

enthalten ist. 

 

Beim veranschlagten Finanzierungsmittelbedarf aus Investitionstätigkeit kommt es 

zu einer Verschlechterung von 219.600 EUR. Dabei reduzieren sich v.a. die 

investiven Einzahlungen bei den Grundstückserlösen um 2.378.000 EUR und die 

Auszahlungen für den Erwerb von Finanzvermögen um 2.765.000 EUR. 

 

b) Die bisher im Haushaltsplan 2021 vorgesehenen Verpflichtungsermächtigungen in 

Höhe von 3.996.300 EUR bleiben im Nachtrag bestehen. 

 

c) Die bisher im Haushaltsplan 2021 vorgesehenen Kreditaufnahmen in Höhe 

von 0 EUR bleiben im Nachtrag bestehen. 

 

d) Insgesamt würde sich durch den Nachtragsplan 2021 die Änderung des 

Finanzierungsmittelbestandes (Rd.Nr. 36) von – 14.016.600 EUR 

auf – 26.807.800 EUR verändern, also eine Verschlechterung von 12.791.200 EUR 

ergeben. 
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Der Doppelhaushaltsplan 2020-2021 war genehmigungsfrei und die Gesetzmäßigkeit der 

Haushaltssatzung wurde mit Erlass vom 02.03.2020 vom Regierungspräsidium Stuttgart 

bestätigt. Auch der vorliegende Nachtragsplan 2021 bedarf keiner Genehmigung. 

Nach § 24 Abs. 1 GemHVO i. V. m. § 80 Abs. 2 GemO kann der ausgewiesene Fehlbetrag 

durch Mittel aus der Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses zum 

Haushaltsausgleich herangezogen werden. Der festgesetzte Gesamtbetrag der 

Verpflichtungsermächtigungen bedarf auch keiner Genehmigung, da im Finanzplan für die 

Folgejahre keine Kredite veranschlagt sind. 

 

 


